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zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur Förderung 
des schadstoffarmen Personenkraftwagens 
— Drucksache 10/2523 — 


A. Problem 

Nachdem die Steuervergünstigung für bleifreies Benzin am 
1. April 1985 in Kraft getreten ist, bedarf es nunmehr der Klar- 
stellung, welche kraftfahrzeugsteuerlichen Anreize im Inter- 
esse der Schadstoffminderung bei Personenkraftwagen ge- 
währt werden können und sollen. Eine Vorentscheidung ist im 
EG-Umweltrat am 20./21. März 1985 gefallen, die Termine für 
die Einführung einer im gesamten EG-Raum verbindlichen 
durch die EG im einzelnen noch zu beschließenden Europa- 
Norm zunächst für Fahrzeuge ab 1400 ccm Hubraum festlegt 
und der Bundesrepublik Deutschland die Möglichkeit zuge- 
steht, den individuell freiwillig früheren Übergang zu schad- 
stoffarmen Fahrzeugen und die Schadstoffminderimg durch 
Nachrüstung steuerlich zu fördern. Zwischenzeitlich hat die 
EG-Kommission auch Eckwerte für die steuerliche Förderung 
festgelegt. 


B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt entsprechend den Grundsätzen des Re- 
gierungskonzepts folgende überarbeitete Maßnahmen bei der 
Krgiftfahrzeugsteuer für Personenkraftwagen vor: 

Die freiwillige Einführung des schadstoffarmen Personen- 
kraftwagens wird auf der Grundlage von vier noch in die Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung einzubauenden Schadstoff- 
minderungsstufen durch ein zeitlich abgestuftes System von 
Steuerbefreiungen und -ermäßigungen erleichtert. Der 
höchstmögliche Steuervorteil aus der Befreiung beträgt bei 
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Personenkraftwagen ab 1 400 ccm Hubraum 2 200 DM, bei 
Fahrzeugen unter 1400 ccm 750 DM. Werden die Fahrzeuge 
erst im Jahre 1987 bzw. nach dem 31. Dezember 1987 als 
schadstoffarm oder bedingt schadstoffarm anerkannt, vermin- 
dert sich der Steuervorteil aus der Befreiung jeweils um 
25v.H. bzw. 50v.H. Für nichtbegünstigte Fahrzeuge ist mit 
unterschiedlichen Sätzen für schon laufende oder erst danach 
neuzugelassene Personenkraftwagen ab 1. Januar 1986 eine 
erhöhte Kraftfahrzeugsteuer zu entrichten. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD lehnt den Gesetzentwurf ab, weil die- 
ser 


— die vorhandenen Unsicherheiten mit den daraus resultie- 
renden negativen beschäftigungspolitischen Wirkungen 
nicht beseitigt, 

— mit seinen finanziellen Anreizen umweltpolitisch weitge- 
hend wirkungslos ist, 

— per saldo zu einem Geschäft für die Staatskasse wird, 

— die einkommensschwächeren Bevölkerungsgruppen be- 
nachteiligt und 

— zu großen Verwaltungserschwernissen führt. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die steuerliche Förderung 
einer freiwilligen Einführung des schadstoffarmen Autos ab. 
Statt dessen spricht sie sich auch nach den Brüsseler Be- 
schlüssen für die Einführung verbindlicher Abgaswerte schon 
zum 1. Januar 1986 sowie für ein Tempolimit aus. 


D. Kosten 

Die vorgeschlagenen Differenzierungen der Kraftfahrzeug- 
steuer sind auf Aufkommensneutralität innerhalb eines Zehn- 
jahreszeitraums angelegt. Hinsichtlich weiterer Einzelheiten 
wird auf den Bericht des Haushaltsausschusses nach § 96 GO 
verwiesen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den abschließenden Teil des Gesetzentwurfs der Bundesregierung — Druck- 
sache 10/2523 — in der anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 17. April 1985 

Der Finanzausschuß 

Gattermann Lennartz Dr. Lippold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur Förderung des 
schadstoffarmen Personenkraftwagens 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Kraftfahrzeugsteuergesetz 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Februar 1979 (BGBl. I 
S. 132), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1583), wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Beurteilung eines Personenkraftwa- 
gens als schadstoffarm oder bedingt schadstoff- 
arm Stufe A, B oder C sind die Feststellungen 
der Zulassungsbehörden maßgebend.“ 

2. § 3 Nr. 13 wird wie folgt gefaßt: 

„13. gebietsfremden Personenkraftfahrzeugen 
und ihren Anhängern, die zum vorüberge- 
henden Aufenthalt in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gelangen, solange sie hier 
frei von Eingangsabgaben verwendet wer- 


den dürfen. Die Steuerbefreiung entfällt, 
wenn die Fahrzeuge der entgeltlichen Be- 
förderung von Personen oder Gütern dienen 
oder von Personen benutzt werden, die ih- 
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ha- 
ben;“. 

3. Nach § 3 a werden folgende §§ 3 b, 3 c und 3d ein- 
gefügt: 

„§3b 

Steuerbefreiung für schadstoffarme Personen- 
kraftwagen 

(1) Das Halten von Personenkraftwagen mit 
einem Hubraum ab 1 400 bis zu 2 000 Kubikzenti- 
metern, die vor dem 1. Oktober 1991 als schad- 
stoffarm anerkannt werden, und von Personen- 
kraftwagen mit einem Hubraum über 2 000 Ku- 
bikzentimetern, die vor dem 1. Oktober 1988 als 
schadstoffarm anerkannt werden, ist nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 von der Steuer befreit. 

(2) Die Steuerbefreiung beginnt mit dem Tag 
der Anerkennung des Personenkraftwagens als 
schadstoffarm, frühestens am l.Juli 1985. Sie 
endet unabhäbgig von einer vorübergehenden 
Stillegung und vorbehaltlich des Satzes 3 


bei Beginn der 

Steuerbefreiung 

vor dem 

1. Januar 1987 

im Jahre 

1987 

nach dem 

31. Dezember 1987 

nach 

Jahren 

Monaten 

Jahren 

Monaten 

Jahren 

Monaten 

1. für Personenkraftwagen, die durch Hubkolben- 
motoren angetrieben werden, mit Kubikzenti- 
meter Hubraum 

ab 1 400 bis zu 1 500 

6 

10 

5 , 

1 

3 

5 

über 1 500 bis zu 1 600 

6 

5 

4 

10 

3 

2 

über 1 600 bis zu 1 700 

6 

— 

4 

6 

3 

— 

über 1 700 bis zu 1 800 

5 

8 

4 

3 

2 

10 

über 1 800 bis zu 1 900 

5 

5 

4 

— 

2 

8 

über 1 900 bis zu 2 000 

5 

1 

3 


2 

7 

über 2 000 bis zu 2 100 

4 


3 

8 

2 

5 

über 2 100 bis zu 2 200 

4 

8 

3 

6 

2 

4 

über 2 200 bis zu 2 300 

4 

5 

3 

4 

2 

3 

über 2 300 bis zu 2 400 

4 

3 

3 

2 

2 

2 

über 2 400 bis zu 2 500 

4 

1 

3 

1 

2 

— 

über 2 500 bis zu 2 600 

3 

11 

2 

11 

2 

— 

über 2 600 bis zu 2 700 

3 

9 

2 


1 

11 

über 2 700 bis zu 2 800 

3 

8 

2 

9 

1 


über 2 800 bis zu 2 900 

3 

6 

2 

8 

1 

9 

über 2 900 bis zu 3 000 

3 

5 

2 

7 

1 

8 

über 3 000 bis zu 3 100 

3 

4 

2 

6 

1 

8 

über 3 100 bis zu 3 200 

3 

2 

2 

5 

1 

7 


4 
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bei Beginn der 

Steuerbefreiung 

vor dem 

1. Januar 1987 

im Jahre 

1987 

nach dem 

31. Dezember 1987 

nach 

Jahren 

Monaten 

Jahren 

Monaten 

Jahren 

Monaten 

über 3 200 bis zu 3 300 

3 

1 

2 

4 

1 

7 

über 3 300 bis zu 3 400 

3 

— 

2 

3 

1 

6 

über 3 400 bis zu 3 500 

2 

11 

2 

2 

1 

5 

über 3 500 bis zu 4 500 

2 

— 

1 

6 

1 

— 

über 4 500 

2. für Personenkraftwagen, die durch Drehkol- 

1 



9 


6 

benmotoren angetrieben werden 

5 

1 

3 

10 

2 

7 


Für Personenkraftwagen, die durch Selbstzün- 
dungsmotoren angetrieben werden, endet die 
Steuerbefreiung nach der Hälfte der Zeit, die 
sich nach Satz 2 ergibt. Angefangene Monate 
werden auf volle Monate aufgerundet. 

§3c 

Steuerbefreiung für bedingt schadstoffarme 
Personenkraftwagen Stufe C 

(1) Das Halten von Personenkraftwagen, die 
als bedingt schadstoffarm Stufe C anerkannt 
werden, ist nach Maßgabe des Absatzes 2 von 
der Steuer befreit. 

(2) Die Steuerbefreiung beginnt mit dem Tag 
der Anerkennung, frühestens am 1. Juli 1985. Sie 
endet unabhängig von einer vorübergehenden 
Stillegung und vorbehaltlich des Satzes 3 


bei Beginn der 

Steuerbefreiung 

vor dem 

1. Januar 1987 

im Jahre 

1987 

nach dem 

31. Dezember 1987 

nach 



Jahren 

Monaten 



1. für Personenkraftwagen, die durch Hubkolben- 
motoren angetrieben werden, mit Kubikzenti- 
meter Hubraum 

bis zu 1 000 

3 

6 

2 


1 


über 1 000 bis zu 1 100 

3 

2 

2 




über 1 100 bis zu 1 200 

2 

11 

2 




über 1 200 bis zu 1 300 

2 

8 

2 




über 1 300 bis weniger als 1 400 

2 

6 

1 

10 

1 


2. für Personenkraftwagen, die durch Drehkol- 







benmotoren angetrieben werden 

3 

— 

2 

3 

1 

6 


Für Personenkraftwagen, die durch Selbstzün- 
dungsmotoren angetrieben werden, endet die 
Steuerbefreiung nach der Hälfte der Zeit, die 
sich nach Satz 2 ergibt. Angefangene Monate 
werden auf volle Monate aufgerundet. 

§3d 

Steuerbefreiung für Elektrofahrzeuge 

Für Personenkraftwagen, die Elektrofahr- 
zeuge im Sinne des § 9 Abs. 2 sind, gilt § 3b ent- 
sprechend. Sie erhalten eine Steuerbefreiung 
wie Personenkraftwagen mit einem Hubraum 


bis zu 1 500 Kubikzentimetern. Die Steuerbefrei- 
ung beginnt ab dem Tag der erstmaligen Zulas- 
sung des Fahrzeugs zum Verkehr, frühestens 
am 1. Juli 1985.“ 

4. § 9 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Personenkraftwagen mit Hubkolbenmoto- 
ren, die 

a) schadstoffarm oder bedingt 

Schadstoff arm Stufe C sind 13,20 

b) bedingt schadstoffarm Stufe A 
oder B sind, soweit sie vor dem 
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1. Oktober 1986 erstmalig zum 
Verkehr zugelassen und vor 
dem 1. Januar 1988 als bedingt 
schadstoffarm anerkannt wer- 
den, ab dem Tag der Anerken- 
nung, frühestens ab 1. Juli 1985, 
im Falle der Stufe B bis zum Ab- 
lauf der folgenden drei Jahre . . 13,20 

c) nicht die Voraussetzungen für 
die Anwendung des Steuersat- 
zes nach Buchstabe a oder b er- 
füllen, 

aa) bei erstmaliger Zulassung 
vor dem 1. Januar 1986 
bis zum 31. Dezember 1985 . 14,40 


ab 1. Januar 1986 18,80 

bb) bei erstmaliger Zulassung 
nach dem 31. Dezember 
1985 21,60“ 


5. § 12 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. wenn sich infolge einer Änderung der Be- 
messungsgrundlagen oder des Steuersatzes 
eine andere Steuer ergibt,“. 

6. Nach § 17 wird folgender § 18 eingefügt: 

„§ 18 

Übergangsregelung 

(1) Ändert sich der Steuersatz nach § 9 Abs. 1 
Nr, 2 erstmalig innerhalb eines Entrichtungs- 
zeitraums, so bleibt bei der Neufestsetzung der 
Steuer der Entrichtungszeitraum unverändert. 
Bei der Neufestsetzung ist die Steuer für den 
Entrichtungszeitraum, in den die Änderung fällt, 
in der Weise zu berechnen, daß für jeden Tag vor 


der Änderung ein Dreihundertsechzigstel der 
bisherigen Jahressteuer und für jeden Tag ab 
der Änderung ein Dreihundertsechzigstel der 
geänderten Jahressteuer anzusetzen ist. Eine 
auf Grund der Neufestsetzung zu entrichtende 
Steuer wird mit der Steuer für den nächsten 
Entrichtungszeitraum fällig, der nach dem Zeit- 
punkt der Erhöhung des Steuersatzes beginnt. 

(2) Endet die Steuerpflicht vor Beginn des 
nächsten Entrichtungszeitraumes nach der Än- 
derung des Steuersatzes, so ist die Änderung des 
Steuersatzes bei der Neufestsetzung nach § 12 
Abs. 2 Nr. 3 zu berücksichtigen. Eine auf Grund 
der Neufestsetzung zu entrichtende Steuer wird 
vierzehn Tage nach Bekanntgabe des Bescheids 
fällig. 

(3) Bei Personenkraftwagen, für die die Steu- 
erpflicht nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, 
aber vor dem 31. Dezember 1985 begonnen hat, 
kann die Neufestsetzung wegen der Erhöhung 
des Steuersatzes im Jahr 1986 nachgeholt wer- 
den.“ 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1, Juli 1985 in Kraft 
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Bericht der Abgeordneten Lennartz und Dr. Lippold 


Im Ersten Bericht zu dem von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über steuer- 
liche Maßnahmen zur Förderung des Schadstoff ar- 
men Personenkraftwagens — Drucksache 10/2942 
— sind bereits der Gang der Beratungen im Deut- 
schen Bundestag, die Stellungnahmen mitberaten- 
der Ausschüsse und die Anhörungsergebnisse so- 
wie technische Vorgaben und Grundkonzeption der 
Regierungsvorlage entsprechend dem Stand vom 
27. Februar 1985 dargestellt, so daß insbesondere 
über die spätere Entwicklung zu berichten ist. 

Der federführende Finanzausschuß hat die Bera- 
tung der Vorlage am 27. März und 17. April 1985 
fortgesetzt. Eine Erklärung der Bundesregierung zu 
den Ergebnissen des EG-Umweltrates in Brüssel 
vom 20. und 21. März 1985 sowie zwei weitere Ent- 
schließungsanträge der Fraktion der SPD (Druck- 
sache 10/3091) und der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP (Drucksache 10/3109) waren Gegenstand 
einer Plenardebatte am 28. März 1985 (Stenographi- 
scher Bericht der 129. Sitzung, Seiten 9498 bis 9505). 
In weiteren Entschließungsanträgen verlangt die 
Fraktion DIE GRÜNEN die obligatorische Einfüh- 
rung des schadstoffarmen Autos sowie ein unver- 
zügliches Tempolimit (Drucksache 10/3006) und ab 
1986 ein Verbot für bleihaltiges Normalbenzin 
(Drucksache 10/3025). Über diese Anträge wird von 
dem jeweils federführenden Ausschuß gesondert 
berichtet. 

Der mitberatende Innenausschuß hat am 13. März 
1985 eine weitere Anhörung zum Thema „Entwurf 
eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung des schadstoffarmen Personenkraftwa- 
gens“ — Drucksache 10/2523 — durchgeführt und 
als Sachverständige die Herren Dr. Becker (Um- 
weltbundesamt), Dr. Waldeyer (TÜV-Rheinland) 
und von Manteuffel (Verband der Automobilindu- 
strie) gehört. 

Die ergänzende Anhörung hat folgendes Ergebnis 
gebracht: 

Der Umfang der durch Umrüstungsmaßnahmen zu 
erreichenden Schadstoffminderung ist nur grob zu 
schätzen. Bei einer tatsächlichen Umrüstung der 
technisch und wirtschaftlich umrüstbaren 8 bis 10 
Millionen Fahrzeuge mit Ottomotor in Höhe von 
50v.H. wäre eine Schadstoff minderung von ca. 
100 000 Tonnen NO^ zu erwarten; für CO und CH 
liegen keine zuverlässigen Erkenntnisse vor. 

Die Gefahr, daß aufgrund unvollkommener Tests 
ein gewisses Minderungspotential nicht ausge- 
schöpft werden kann, sei bei den angebotenen 
Nachrüstsystemen, insbesondere bei den Abgas- 
rückführanlagen, besonders groß, da hier im oberen 
Geschwindigkeitsbereich keine oder nur eine sehr 
geringe Schadstoffminderung bewirkt würde. 


Die Gutachter votieren für die Übernahme des US- 
City-Tests, der statt nur 20 v.H. wie der Europa-Test 
ca. 30 bis 50 v.H. des gesamten Verkehrsgeschehens 
in der Bundesrepublik Deutschland beschreiben 
könne. Eine Erweiterung des US-City-Tests durch 
den US-Highway-Test wäre zwar sinnvoll, weil da- 
durch der gesamte Bereich des PKW-Verkehrs au- 
ßer den Schnellfahrten auf der Autobahn erfaßt 
würde; diese Maßnahme dürfte aber aus Zeitgrün- 
den ausscheiden. 

Hinsichtlich der Nutzbarkeit und Wirksamkeit der 
vorhandenen Nachrüstungssysteme besteht zur 
Zeit noch ein erhebliches Erkenntnisdefizit. Die 
Gutachter befürworten zur Erleichterung der Um- 
rüstung die Übernahme einer Garantie der Herstel- 
ler für die Funktionsfähigkeit und Lebensdauer der 
Nachrüstsätze. 

Trotz der vorgetragenen Bedenken halten die Gut- 
achter eine nach Schadstoffminderungsstufen diffe- 
renzierende Nachrüstungstechnologie für sinnvoll, 
da nur so das vorhandene Schadstoff minderungspo- 
tential befriedigend ausgeschöpft werden könne. 

Der mitberatende Innenausschuß hat sich am 
17. April 1985 mit Mehrheit für die Annahme des 
Gesetzentwurfs in der jetzt vorgeschlagenen Fas- 
sung ausgesprochen. 

Die mitberatenden Ausschüsse für Wirtschaft und 
für Verkehr haben von weiteren Stellungnahmen 
(vgl. Erste Beschlußempfehlung und Erster Bericht 
des Finanzausschusses — Drucksache 10/2942) ab- 
gesehen. 


1. EG -Rechtsrahmen 

Ausgangspunkte für die Beschlüsse des EG-Um- 
weltrates vom 20./21. März 1985 und der EG-Kom- 
mission vom 2. April 1985 waren folgende Rechts- 
normen: 

— Durch mehrere Richtlinien des Rates über die 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verun- 
reinigung der Luft durch Abgase von Kraftfahr- 
zeugmotoren mit Fremdzündung, zuletzt durch 
die Richtlinie 83/351/EWG vom 16. Juni 1983 
(Amtsblatt der EG Nr. L 197/1) geändert, waren 
stufenweise einheitliche Abgaswerte festgelegt 
worden, die im Interesse eines möglichst freien 
Binnenmarktes zunächst eine Harmonisierung 
auf der Basis eines großzügigen gemeinsamen 
Nenners suchten und nur auf einem relativ be- 
scheidenen Niveau auch umweltschutzpolitische 
Ziele verwirklichten. Fahrzeuge, die diesen Nor- 
men entsprechen, können an den Grenzen nicht 
zurückgewiesen und müssen zum Verkehr zuge- 
lassen werden. 
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— Im Rahmen einer allgemeinen — nicht auf 
Kraftfahrzeuge beschränkten — Aktion zur Be- 
seitigung von Handelshemmnissen durch Nor- 
mung und technische Vorschriften hatte bereits 
die Richtlinie des Rates 83/ 189/EWG vom 
28. März 1983 (Amtsblatt der EG Nr. L 109/8) ein 
Informationsverfahren vorgeschrieben, das vor 
dem Erlaß nationaler Vorschriften dieser Art 
eine zwingende Konsultation bis hin zur Mög- 
lichkeit einer Gemeinschaftsrichtlinie vor sieht 
und in ihren Fristenregelungen (bis zu Zwölf- 
monatsfristen) die nationale Normsetzungsbe- 
fugnis zeitweise suspendiert. 

— Der EWG-Vertrag selbst enthält in den Artikeln 
92 bis 94 Einschränkungen für staatliche Beihil- 
fen, die in näher bezeichneter Weise den Markt 
stören und räumt der Kommission bei der Ein- 
führung neuer Beihilfen ein Entscheidungsrecht 
ein. Inbesondere diese Vorschriften wurden von 
Kommission und Bundesregierung sehr unter- 
schiedlich ausgelegt. Während die Kommission 
die von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Kraftfahrzeugsteuervergünstigungen als Beihil- 
fen dieser Art ansieht, sind nach der von der 
Bundesregierung vertretenen Auffassung diese 
Steuervergünstigungen nicht geeignet, den 
Wettbewerb zu verfälschen und den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 
Die Vergünstigungen würden ohne Rücksicht 
auf den Ursprung der Personenkraftwagen ge- 
währt, für in der Bundesrepublik Deutschland 
produzierte und für eingeführte gleichermaßen, 
und verfolgten nur eine um weltpolitische Ziel- 
setzung dadurch, daß der umweltbewußte Käu- 
fer einen gewissen Ausgleich für die Mehrko- 
sten umweltfreundlicher Personenkraftwagen 
erhalte. 

— Ein die speziellen Kfz-Richtlinien ergänzender, 
aber durch den Umweltrat teilweise überholter 
Vorschlag der Kommission vom November 1984 
[KOM (84)564 endg.; EG-Dok. 10080/84] sah ne- 
ben einer Verpflichtung zum Angebot bleifreien 
Benzins ab 1. Juli 1989 eine allgemeine Senkung 
der Schadstoffgrenzwerte auf US-Normen zum 
1. Oktober 1995 vor. 

2. Ergebnisse der Brüsseler Beschlüsse 

a) Umweltministerrat vom 20. und 21. März 1985 

Im Brüsseler Umweltrat vom 20. und 21. März 1985 

wurde folgende politische Übereinkunft erzielt: 

Zur obligatorischen Einführung von europäischen 

Abgasnormen: 

Obligatorisch einzuführen sind neue europäische 
Abgasnormen, die in ihrer Umweltauswirkung 
den US-Abgaswerten gleichwertig sein müssen 
(ca. 90v.H. Schadstoffminderung). Diese europäi- 
schen Abgaswerte sollen im Juni in einer EG- 
Abgasrichtlinie im einzelnen festgelegt werden; 
ihre Einführung wird zeitlich wie folgt gestaffelt: 

für Personenkraftwagen über 2 000 ccm Hub- 
raum bei Neuwagen neuer Modelle ab 1. Oktober 
1988, 


für Personenkraftwagen über 2 000 ccm Hub- 
raum bei Neuwagen eingeführter Modelle ab 
1. Oktober 1989, 

für Personenkraftwagen ab 1400 ccm Hubraum 
bis 2 000 ccm Hubraum bei Neuwagen neuer Mo- 
delle ab 1. Oktober 1991, 

für Personenkraftwagen ab 1400 ccm Hubraum 
bis 2 000 ccm Hubraum bei Neuwagen eingeführ- 
ter Modelle ab 1. Oktober 1993. 

Für Personenkraftwagen unter 1400 ccm Hub- 
raum sollen eigene europäische Abgasstandards 
in zwei Stufen eingeführt werden. Die Abgas- 
werte der vorgeschalteten ersten Stufe, die für 
1990 (neue Modelle) bzw. 1991 (Neuwagen einge- 
führter Modelle) vorgesehen sind, werden zwar 
hinter den US-Normwerten Zurückbleiben, ver- 
schärfen jedoch die bisher geltenden EG-Grenz- 
werte um ca. 30 v. H. 

Die Werte der schärferen, endgültigen zweiten 
Stufe, über die erst 1987 beschlossen werden soll, 
werden spätestens 1993/1994 in ihren Auswirkun- 
gen auf die Umwelt den US-Normen gleichwertig 
sein. 

Spätestens ab 1994 müssen also alle Neuwagen, 
gleich welcher Hubraumklasse, die strengen, den 
US-Werten vergleichbaren Normen erfüllen. 

Zur steuerlichen Begünstigung der freiwilligen Ein- 
führung des umweltfreundlichen Autos: 

Die einzelnen EG-Mitglied Staaten können die 
freiwillige Einführung des umweltfreundlichen 
Autos durch steuerliche Maßnahmen fördern, die 
sich innerhalb des im folgenden dargestellten 
Rahmens zu halten haben. Jedoch bedürfen we- 
gen der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag die in 
Ausfüllung des Beschlusses des Umweltminister- 
rats getroffenen nationalstaatlichen Detailrege- 
lungen der Zustimmung der EG-Kommission. 

Es wurde festgelegt, daß auf der Grundlage von 
vier Entgiftungskategorien (Schadstoff minde- 
rungsstufen) folgende Begrenzungen der Kraft- 
fahrzeugsteuervergünstigungen gelten: 

Bei Fahrzeugen ab 1 400 ccm Hubraum kann die 
Steuerbefreiung zu einer Entlastung bis zu 2 200 
DM führen, wenn sie als schadstoffarm aner- 
kannt sind. Dies gilt auch für Kraftfahrzeuge, die 
bereits heute die US-Grenzwerte einhalten. 

Fahrzeuge unter 1400 ccm Hubraum können 
durch Steuerbefreiungen mit einem Betrag bis zu 
750 DM gefördert werden, wenn sie die Grenz- 
werte der ersten Stufe um mindestens 15 v. H. un- 
terschreiten (Schadstoffminderung ca. 60 v. H., 
bedingt schadstoffarm Stufe C). Dieser Wert kann 
von den zur Zeit auf dem Markt befindlichen Mo- 
dellen — von wenigen Ausnahmen abgesehen — 
nicht ohne zusätzliche, verhältnismäßig aufwen- 
dige technische Maßnahmen erreicht werden. 

Die steuerliche Förderung der Umrüstung von 
Altfahrzeugen wird von der Brüsseler Einigung 
im wesentlichen nicht berührt. Insbesondere 
bleibt bei den Altfahrzeugen das vorgesehene 
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Zwei-Stufen- Konzept (Schadstoffminderung 

50 V. H. — bedingt schadstoffarm Stufe A — bzw. 
30 V. H. Schadstoffminderung — bedingt schad- 
stoffarm Stufe B) für die Förderung voll erhal- 
ten. 

b) Zustimmung der EG-Kommission vom 2. April 
1985 

Die Kommission hat mit Schreiben vom 3. April 
1985 mitgeteilt, daß sie gegen die von der Bundesre- 
gierung unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 
Umweltministerrats ausgearbeiteten Kfz-Steuerer- 
leichterungspläne keine Einwände erhebt. Im ein- 
zelnen wurden Kraftfahrzeugsteuervergünstigun- 
gen im nachfolgenden Umfang für mit europäi- 
schem Recht zulässig erklärt: 

Der maximale Steuervorteil von 2 200 DM bei neu- 
zugelassenen Fahrzeugen mit einem Hubraum ab 
1 400 ccm sinkt um 25 v. H., wenn das Fahrzeug erst 
im Jahre 1987 als schadstoffarm anerkannt wird; 
bei Anerkennung erst nach dem 31. Dezember 1987 
beträgt die Steuerersparnis nur noch die Hälfte. 

Die Kfz-Steuererleichterungen für die Umrüstung 
von Fahrzeugen, die als bedingt Schadstoff arm 
Stufe A oder B anerkannt sind, entsprechen dem 
bisherigen Konzept der Bundesregierung. 

Bei Fahrzeugen mit einem Hubraum unter 
1 400 ccm, die mit oder ohne Umrüstung als bedingt 
schadstoffarm Stufe C anerkannt sind, vermindert 
sich der höchstmögliche Steuervorteil von 750 DM 
bei entsprechender Anerkennung erst im Jahre 
1987 um 25 v. H., in der Zeit danach um 50 v. H. 

Die verschärfte Besteuerung für nichtbegünstigte 
Fahrzeuge aller Hubraumklassen kann im bisher 
von der Bundesregierung beabsichtigten Umfang 
durchgeführt werden, 

3. Mehrheitsbeschluß 

Die Mehrheit sieht in den vorgesehenen steuerli- 
chen Erleichterungen einen wichtigen Schritt auf 
dem Wege zur Einführung des umweltfreundlichen 
Autos. Die im Wege des Kompromisses mit den EG- 
Partnern trotz schwieriger Verhandlungslage ge- 
fundene Lösung wird für Europa eine insgesamt 
geringere Belastung mit den schädlichen NO^- 
Emissionen bringen, als mit einem nationalen Al- 
leingang gegen die EG-Partner zu erreichen gewe- 
sen wäre. 

Für Autoindustrie und Bürger ist durch die be- 
schlossenen Maßnahmen nunmehr Klarheit über 
das Ausmaß der steuerlichen Kfz-Vergünstigungen 
geschaffen worden. 

Insbesondere werden die Begriffe der bedingt 
schadstoffarmen Stufen A, B und C durch die 
Rechtsverordnung des Bundesministers für Ver- 
kehr definiert, welche am 26. April 1985 vom Bun- 
desrat verabschiedet werden soll (BR-Drucksache 
160/85). 

Auch der Begriff des schadstoffarmen Autos ist 
nach den Brüsseler Beschlüssen vom 20./21. März 


1985, wonach die EG-Norm der US-Norm gleich- 
wertig sein soll, im Sinne der Einführung der Kata- 
lysatortechnologie ausreichend bestimmt. 

Auf die Darstellung der Brüsseler Beschlüsse (siehe 
oben 2.) wird im übrigen Bezug genommen. 

Die gegenüber der Regierungsvorlage beschlosse- 
nen Änderungen werden im einzelnen wie folgt er- 
läutert: 


Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 2 Abs. 2) 

Der ursprüngliche Entwurf beschränkte sich auf 
die Förderung schadstoffarmer Fahrzeuge. Im 
Laufe der parlamentarischen Beratung wurde das 
bisherige Förderungskonzept auf die Begünstigung 
auch bedingt schadstoffarmer Fahrzeuge ausge- 
dehnt. Auch für die Förderung dieser Fahrzeuge ist 
die Einstufung nach Maßgabe der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung Voraussetzung. Das Abstellen 
auf die Feststellungen der Zulassungsbehörde dient 
der Verfahrenserleichterung. 


Zu Artikel 1 Nr.3 (§3b) 

In Anpassung an die Beschlüsse des EG-Umwelt- 
rats vom 20./21. März 1985 wurde der Förderzeit- 
raum nach Hubraumklassen unterschiedlich ausge- 
dehnt und die Dauer der Steuerbefreiung gekürzt. 


Zu Artikel 1 Nr.3 (§ 3c) 

Aufgrund der Brüsseler Beschlüsse mußten Fahr- 
zeuge mit einem Hubraum unter 1 400 ccm aus der 
auf eine 90%ige Abgasminderung abstellenden För- 
derung für schadstoffarme Pkw herausgenommen 
werden. Für diese Fahrzeuge, deren Schadstoff- 
grenze zunächst weniger scharf festgelegt werden 
darf als für größere Fahrzeuge, ist die Förderung 
auf 750 DM begrenzt worden. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2) 

Die Änderung der Steuertarife dient der Wahrung 
der Aufkommensneutralität. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 18) 

Die Änderungen in § 18 sind eine Folge der geän- 
derten Steuersätze; sie dienen der Verwaltungsver- 
einfachung. 


Zu Artikel 2 (Berlin-Klausel) 

Satz 2 wurde durch die Abtrennung des Mineralöl- 
steuerteils entbehrlich. 
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Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Änderung ist eine Folge der Beschlüsse des 
Umweltmini sterrats. 


4. Oppositionsverhalten 

Die Fraktion der SPD lehnt den Gesetzentwurf ab, 
weil dieser 

— die vorhandenen Unsicherheiten mit den daraus 
resultierenden negativen beschäftigungspoliti- 
schen Wirkungen nicht beseitigt, 


— mit seinen finanziellen Anreizen umweltpoli- 
tisch weitgehend wirkungslos ist, 

— per saldo zu einem Geschäft für die Staatskasse 
wird, 

— die einkommens schwächeren Bevölkerungs- 
gruppen benachteiligt und 

— zu großen Verwaltungserschwernissen führt. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die steuerliche 
Förderung einer freiwilligen Einführung des schad- 
stoffarmen Autos ab. Statt dessen spricht sie sich 
auch nach den Brüsseler Beschlüssen für die Ein- 
führung verbindlicher Abgaswerte schon zum 1. Ja- 
nuar 1986 sowie für ein Tempolimit aus. 


Bonn, den 17. April 1985 


Lennartz Dr. Lippold 

Berichterstatter 
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